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Steuertermine 
Für die anstehenden Steuertermine besuchen Sie uns bitte im Mandantenbereich unserer 
Internetseite unter www.wp-hoeftmann.de im Abschnitt „Aktuelles“, wo wir die wichtigsten 
Steuertermine tagesaktuell veröffentlichen. 

Abzinsung auch (vorübergehend) unverzinslicher Darlehen? 
Das Finanzgericht Berlin-Brandenburg hat entschieden, dass keine Ausnahme von dem 
gesetzlichen Abzinsungsgebot für ein unverzinsliches Darlehen vorliegt, wenn zwar eine 
vor dem Bilanzstichtag wirksam getroffene Verzinsungsvereinbarung vorliegt, diese aber 
vorsieht, dass die Verzinslichkeit des Darlehens erst nach dem Bilanzstichtag einsetzt. 
Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 

Keine Rückstellungen für Kosten eines zukünftigen Prozesses 
Nach einem Beschluss des Bundesfinanzhofs können keine Rückstellungen für Kosten 
eines erst nach dem Abschlussstichtag zu erwartenden Prozesses gebildet werden. Etwas 
anderes kann nur dann gelten, wenn die spätere Klageerhebung nur noch eine 
selbstverständliche und rein formale Handlung ist. 

Neue Berichtspflichten für Großunternehmen ab 2017 
Die Bundesregierung hat den Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der nichtfinanziellen 
Berichterstattung der Unternehmen in ihren Lage- und Konzernlageberichten (CSR-
Richtlinie-Umsetzungsgesetz) beschlossen und damit die Corporate Social Responsibility - 
Richtlinie in deutsches Recht umgesetzt umgesetzt. 
Hierdurch müssen bestimmte große, insbesondere am Kapitalmarkt tätige Unternehmen, 
Kreditinstitute und Versicherungsunternehmen mit mehr als 500 Arbeitnehmern für 
Geschäftsjahre ab 2017 in ihrem (Konzern-)Lagebericht bzw. in einem gesonderten Bericht 
künftig verstärkt auch nichtfinanzielle Themen darstellen. Die neuen nichtfinanziellen 
Berichtspflichten machen vor allem Angaben über wesentlichen Risiken und Konzepte des 
Umgangs damit im Hinblick auf Arbeitnehmer-, Sozial- und Umweltbelange, die Achtung 
der Menschenrechte und die Korruptionsbekämpfung sowie zu Diversitätskonzepten 
erforderlich. Gleichzeitig werden die bisherigen Sanktionsregelungen bei Nichterfüllung in 
Bezug auf die neuen Angaben erweitert und der maximale Bußgeldrahmen deutlich 
angehoben. 
Im Rahmen der Abschlussprüfung bei den betroffenen Unternehmen muss der 
Wirtschaftsprüfer zukünftig prüfen und bescheinigen, dass das Unternehmen den 
nichtfinanziellen Bericht erstellt hat. 

Verlustrücktrag trotz schädlichen Beteiligungserwerbs 
Werden bei einer Kapitalgesellschaft innerhalb von fünf Jahren mittelbar oder unmittelbar 
mehr als 25 % des gezeichneten Kapitals, der Mitgliedschaftsrechte, Beteiligungsrechte 
oder der Stimmrechte an einen Erwerber oder diesem nahe stehende Person übertragen 
(schädlicher Beteiligungserwerb), sind insoweit die bis zum Beteiligungserwerb nicht 
genutzten Verluste steuerlich nicht mehr abziehbar (§ 8c Abs. 1 Satz 1 KStG). Diese 
Regelung schränkt allerdings nach einem Urteil des FG Münster die Möglichkeit eines 
Verlustrücktrags nicht ein. 
Im Streitfall übertrug eine Gesellschafterin im November 2013 ihre Beteiligung an der 
Klägerin, einer GmbH, in Höhe von 50 % auf die beiden anderen Gesellschafter. Der 
Klägerin entstand im Jahr 2013 ein Verlust, den sie in das Jahr 2012 zurücktragen wollte. 
Das Finanzamt vertrat unter Berufung auf das einschlägige BMF-Schreiben die 
Auffassung, dass infolge der Anteilsübertragung der Verlust des Jahres 2013 nur anteilig 
zurückgetragen werden könne. 
Die hiergegen erhobene Klage hatte Erfolg. Das Gericht lehnte die Verwaltungsauffassung 
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ab und ließ den Verlustrücktrag in vollem Umfang zu. § 8c Abs. 1 KStG wolle verhindern, dass früher 
entstandene Verluste durch einen Beteiligungserwerb wirtschaftlich übertragen und durch personell 
veränderte Gesellschaften genutzt werden könnten. Bei einem Verlustrücktrag liege eine solche personelle 
Veränderung nicht vor, denn wirtschaftlich nutzten nur diejenigen Anteilseigner den Verlust, die ihn während 
ihrer Beteiligungszeit auch erwirtschaftet hätten. 

Betriebsausgabenabzug für Zahlungen an inaktive ausländische 
Domizilgesellschaften trotz fehlender Empfängerbenennung 
Der Einbehalt der Bauabzugsteuer gewährt den Empfängern von Bauleistungen auch bei fehlender 
Benennung des Zahlungsempfängers nach einem Urteil des Finanzgerichts Niedersachsen den vollen 
Betriebsausgabenabzug. 
Im der Entscheidung zugrundeliegenden Fall hatte eine wirtschaftlich inaktive Domizilgesellschaft für eine 
inländische Gesellschaft Bauleistungen in Rechnung gestellt. Der inländische Leistungsempfänger unterwarf 
die Zahlungen der Bauabzugsteuer und verweigerte im Übrigen die Benennung der tatsächlichen 
Zahlungsempfänger. 
Während das Finanzamt wegen der fehlenden Empfängerbenennung die Betriebsausgaben um 70 % der 
Gegenleistung kürzte, stellte das Finanzgericht dagegen klar, dass bei ordnungsgemäßem Abzug, Anmeldung 
und Abführung des Steuerabzugsbetrags eine Benennung des Zahlungsempfängers nicht zwingend 
erforderlich ist. 
Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 

Endgültiger Verlust von Körperschaftsteuerguthaben im Liquidationsfall 
verfassungsgemäß 
Der Gesetzgeber hat im Jahr 2000 die Besteuerung von Kapitalgesellschaften und ihren Anteilseignern vom 
Anrechnungsverfahren auf das Halbeinkünfteverfahren (seit 2009 Teileinkünfteverfahren) umgestellt. Bis zum 
Jahr 2006 wurde, wenn die Kapitalgesellschaft Gewinne ausschüttete, das im Zeitpunkt der Umstellung 
vorhandene Körperschaftsteuerguthaben regelmäßig mit 1/6 des Ausschüttungsbetrags erstattet 
(ausschüttungsabhängige Realisierung des Körperschaftsteuerguthabens), wobei die Verteilung des 
Vermögens einer Kapitalgesellschaft bei Liquidation einer Ausschüttung gleichsteht. 
Nach Auffassung des Bundesfinanzhofs ist es verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden, dass die 
Körperschaftsteuerminderung auf 1/6 des im Rahmen der Liquidation verteilten Vermögens begrenzt ist. Dies 
gilt selbst dann, wenn die Kapitalgesellschaft nicht über ausreichendes Vermögen verfügt und das Guthaben 
ganz oder teilweise endgültig verfällt. 
Anmerkung: Durch Gesetzesänderung ab 2008 wird das Körperschaftsteuerguthaben in zehn Jahresbeträgen 
unabhängig von Ausschüttungen zurückgezahlt. 

Negative gewerbesteuerliche Hinzurechnung eines stillen Gesellschafters 
Die Gewinnanteile eines stillen Gesellschafters gehören bei der Gewerbesteuer zu den hinzuzurechnenden 
Beträgen. Ist der Gewinnanteil negativ und hat sich der stille Gesellschafter im Gesellschaftsvertrag zur 
anteiligen Verlusttragung verpflichtet, kommt es zu einer negativen Hinzurechnung. Anders als bei positiven 
Hinzurechnungen, die sich nur auswirken, wenn die Betragsgrenze von insgesamt 100 T€ überschritten wird, 
gibt es bei der negativen Hinzurechnung nach einem Urteil des Bundesfinanzhofs keine solche 
Hinzurechnungsgrenze. Somit sind auch nur geringfügige Beträge bei der Ermittlung des Gewerbeertrags 
abzuziehen. 

Grenzüberschreitende Abwärtsverschmelzung zu Buchwerten möglich? 
Eine im Inland ansässige Mutter-GmbH wurde auf ihre in Luxemburg ansässige Tochtergesellschaft 
verschmolzen (Abwärtsverschmelzung). Das Vermögen der übertragenden Gesellschaft ging im Wege der 
Gesamtrechtsnachfolge auf die bisherige Tochtergesellschaft über. Sie verzichtete bei der Übernahme auf 
eine Kapitalerhöhung. Die von der übertragenden Gesellschaft gehaltenen GmbH-Anteile an der 
Tochtergesellschaft wurden an die alleinige Gesellschafterin der luxemburgischen Gesellschaft in den USA 
übertragen. 
Das Finanzamt war unter Berufung auf das einschlägige BMF-Schreiben der Meinung, dass bei der 
Transaktion die von der übertragenden Muttergesellschaft gehaltenen GmbH-Anteile an der luxemburgischen 
Tochtergesellschaft mit dem gemeinen Wert angesetzt werden müssten, da das inländische 
Besteuerungsrecht wegfalle. 
Dem widersprach das nun das Finanzgericht Düsseldorf. Nach seiner rechtlichen Beurteilung sind die von der 
übertragenen Muttergesellschaft gehaltenen GmbH-Anteile an der übernehmenden Tochtergesellschaft mit 
dem Buchwert, gegebenenfalls erhöht um vorher erfolgte steuerwirksame Abschreibungen, anzusetzen. 
Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 
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Maßnahmen gegen Steueroasen und Briefkastenfirmen 
Das Bundesministerium der Finanzen weist auf ein Maßnahmenpaket hin, das für mehr Transparenz bei 
Briefkastenfirmen sorgen soll. Auf nationaler Ebene wurde mit den Bundesländern eine grundlegende 
Einigung über konkrete Verschärfungen des Steuerrechts erzielt. 
Es ist geplant, die Abgabenordnung in drei Bereichen zu ändern: 
· Die Mitwirkungspflichten der Steuerpflichtigen bei Beteiligungserwerb einer ausländischen 

Kapitalgesellschaft sollen auf jegliche Geschäftsbeziehungen zu ausländischen Unternehmen erweitert 
werden. Neben formaler rechtlicher Beteiligung soll auch ein tatsächlich beherrschender Einfluss mitgeteilt 
werden, um Treuhandverhältnisse oder ähnliche Vereinbarungen zu erfassen. Bußgelder im Falle eines 
Verstoßes gegen die Mitteilungspflichten sollen voraussichtlich von derzeit 5 T€ auf bis zu 25 T€ erhöht 
werden. 

· Banken haben neue steuerliche Anzeigepflichten zu erfüllen. Sie sollen etwa mitteilen müssen, welche 
Beteiligungen an Briefkastenfirmen sie vermittelt haben. Bei Verletzung der Anzeigepflicht droht den 
Banken ein beträchtliches Bußgeld und Haftung für Steuerschäden. 

· Das steuerliche Bankgeheimnis (§ 30a AO) soll aufgehoben werden. Es geht aber ausdrücklich nicht um 
das zivilrechtliche Bankgeheimnis, das vor Datenweitergabe etwa an andere Unternehmen schützen soll. 
Zugleich soll das automatisierte Kontenabrufverfahren auf die Ermittlung von Geschäftsbeziehungen zu 
Briefkastenfirmen ausgeweitet werden. Die Legitimationsprüfung durch Banken soll durch die Erfassung 
der Steuer-Identifikationsnummer jedes Kontoführers und des wirtschaftlich abweichend Berechtigten 
erweitert werden. Steuerhinterziehung durch verdeckte Beteiligungen soll zu den schweren 
Steuerhinterziehungen gerechnet werden, wodurch sich auch die Verjährungsfrist auf zehn Jahre für die 
Strafverfolgung verlängert. 

Gesetz zur Modernisierung des Besteuerungsverfahrens 
Dem geänderten Gesetzentwurf zur Modernisierung des Besteuerungsverfahrens wurde am 17.06.2016 vom 
Bundesrat zugestimmt. Danach ergeben sich u. a. folgende Neuerungen: 
· Unberatene Steuerpflichtige, die zur Abgabe einer Steuererklärung verpflichtet sind, brauchen diese erst 

bis Ende Juli (bisher Ende Mai) des folgenden Jahres abzugeben 
· Steuerberater erhalten für die Abgabe der Erklärung ihrer Mandanten Fristverlängerung bis Ende Februar 

des übernächsten Jahres. 
· Werden diese Fristen nicht eingehalten, muss mit einem Verspätungszuschlag von 25 € pro Monat 

gerechnet werden. Der Zuschlag fällt nicht zwangsläufig an, wenn keine Steuer fällig wird oder sich eine 
Steuererstattung ergibt. In diesem Fall steht die Festsetzung von Zuschlägen im Ermessen des 
Finanzamts. 

· Die Pflicht zur Vorlage von Belegen soll weitgehend entfallen. Nur auf Anforderung des Finanzamts 
müssen zusätzliche Nachweise vorgelegt werden. 

Sofortabzug auch für ein mehr als 5 %iges Disagio möglich 
Im Rahmen der Gewinnermittlung durch eine Einnahmen-Überschussrechnung sind Ausgaben im Jahr der 
Zahlung als Betriebsausgaben oder Werbungskosten berücksichtigungsfähig. Einmalige Zinszahlungen 
(Disagio oder Agio) eines über mehr als fünf Jahre abgeschlossenen Darlehns sind allerdings über die 
Darlehnslaufzeit zu verteilen. Das gilt nicht für ein unter marktüblichen Bedingungen abgeschlossenes 
Bankdarlehn. 
Nach einem Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen ist eine Vereinbarung marktüblich, die bei einer 
Darlehnsfestschreibung von mindestens fünf Jahren ein Agio/Disagio von maximal 5 % enthält. 
Demgegenüber lehnt der Bundesfinanzhof die Einhaltung der von der Finanzverwaltung gezogenen 
5 %-Grenze ab. Nach seiner Auffassung ist auch bei höheren Disagios von einer Marktüblichkeit auszugehen, 
wenn die Zins- und Disagiovereinbarung mit einer Geschäftsbank wie unter fremden Dritten geschlossen 
wurde. 

Investitionsabzugsbetrag im Gesamthandsvermögen für Investition im 
Sonderbetriebsvermögen möglich? 
Steuerpflichtige können für künftige Anschaffungs- oder Herstellungskosten von abnutzbaren beweglichen 
Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens einen gewinnmindernden Investitionsabzugsbetrag geltend machen. 
Er beträgt 40 % der voraussichtlichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten. Spätestens nach drei Jahren 
muss die Investition getätigt worden sein, sonst wird der Gewinn rückwirkend um den geltend gemachten 
Investitionsabzugsbetrag erhöht. 
In einem vom Finanzgericht Baden-Württemberg entschiedenen Fall hatte eine Personengesellschaft einen 
Investitionsabzugsbetrag geltend gemacht, der den Gewinn in der Gesamthandsbilanz gemindert hatte. Das 
Wirtschaftsgut wurde drei Jahre später dann durch einen der Gesellschafter angeschafft. Das Finanzamt 
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erhöhte rückwirkend den Gewinn des Bildungsjahres, weil nicht die Gesellschaft, sondern der Gesellschafter 
das Wirtschaftsgut angeschafft hatte. Das Finanzgericht entschied nun, dass es unschädlich sei, wenn der 
Gesellschafter das Wirtschaftsgut anschafft, wenn es zu seinem Sonderbetriebsvermögen gehört. 
Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 

Veräußerungsverlust bei unentgeltlich erworbenen GmbH-Anteilen 
Zu den Einkünften aus Gewerbebetrieb kann auch ein Veräußerungsgewinn oder -verlust aus der 
Veräußerung von Anteilen an einer Kapitalgesellschaft gehören. Voraussetzung dafür ist, dass der 
Veräußerer innerhalb der letzten fünf Jahre am Kapital der Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar zu 
mindestens 1 % beteiligt war. Hat der Veräußerer die Anteile innerhalb der letzten fünf Jahre unentgeltlich 
erworben, reicht es für die Steuerpflicht, wenn der Rechtsvorgänger zu mindestens 1 % am Kapital der 
Gesellschaft beteiligt war. Damit entsteht die Steuerpflicht für den Veräußerer selbst dann, wenn er am Kapital 
der Gesellschaft mit weniger als 1 % beteiligt ist. 
Veräußerungsgewinn oder -verlust ist der Betrag, um den der Veräußerungspreis nach Abzug der 
Veräußerungskosten die Anschaffungskosten übersteigt. Ein Veräußerungsverlust kann bei unentgeltlichem 
Erwerb der Anteile nur geltend gemacht werden, wenn auch der Rechtsvorgänger den Verlust hätte geltend 
machen können. 
Auf dieser gesetzlichen Grundlage hat das Finanzgericht Hamburg den Verlust eines Steuerpflichtigen als 
berücksichtigungsfähig angesehen, der sich aus dem nachfolgend geschilderten Sachverhalt ergab. 
Der Veräußerer K hatte von D unentgeltlich 0,8 % der Anteile an einer GmbH erworben. D hielt bis dahin 
100 % der Anteile. Kurz nach dem Erwerb veräußerte K die gerade erworbenen Anteile zum Zeitwert an eine 
GmbH, deren alleiniger Gesellschafter er war. Aus der Differenz zwischen den früheren Anschaffungskosten 
des D und dem Veräußerungspreis des K ergab sich ein erheblicher Veräußerungsverlust. 
Das Finanzamt hat gegen die Entscheidung des Finanzgerichts Revision beim Bundesfinanzhof eingelegt. 

Unzureichende Mitwirkungsrechte eines Gesellschafters einer freiberuflich 
tätigen Gesellschaft führen zur Gewerblichkeit der Gesellschaft 
Nach einem Urteil des Bundesfinanzhofs übt eine Personengesellschaft nur dann eine freiberufliche Tätigkeit 
aus, wenn sämtliche Gesellschafter bestimmte Voraussetzungen erfüllen. Sie müssen die Merkmale eines 
freien Berufs erfüllen und die Tätigkeit aufgrund eigener Fachkenntnisse leitend und eigenverantwortlich 
ausüben. Darüber hinaus ist für eine freiberufliche Mitunternehmerschaft erforderlich, dass alle Gesellschafter 
an den Entscheidungsprozessen der Gesellschaft beteiligt sind und ein Mitunternehmerrisiko tragen. 
Die Merkmale einer freiberuflichen Tätigkeit ergeben sich aus der einkommensteuerrechtlich vorgegebenen 
katalogmäßigen Aufzählung. 
Die eigene Fachkenntnis ist berufsgruppenspezifisch dahingehend auszulegen, dass eine höchstpersönliche 
individuelle Arbeitsleistung zu einem wesentlichen Teil selbst erbracht werden muss. 
Mitunternehmerrisiko bedeutet gesellschaftliche oder wirtschaftlich vergleichbare Teilnahme am Erfolg oder 
Misserfolg des gemeinschaftlich betriebenen Unternehmens. Es findet seinen Ausdruck in der Beteiligung am 
Gewinn und Verlust sowie an den stillen Reserven einschließlich eines Geschäftswerts der Gesellschaft. 
Mitunternehmerinitiative bezeichnet die Einbindung in Entscheidungsprozesse der Gesellschaft und findet ihre 
Ausprägung u. a. in den gesellschaftsvertraglich vereinbarten Stimmrechten der Gesellschafter. 
Unter Berücksichtigung der vorstehenden Grundsätze hat das Gericht die Tätigkeit einer Ärztegemeinschaft 
insgesamt als gewerblich eingestuft und die Gewinne der Gesellschaft der Gewerbesteuer unterworfen. 
Der nachfolgend geschilderte Sachverhalt bestimmte die Entscheidung: Zwei Ärzte übten ihre freiberufliche 
ärztliche Tätigkeit gemeinsam im Rahmen einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts aus. An den Erträgen und 
dem Vermögen der Gesellschaft waren sie zu jeweils 50 % beteiligt. Sie nahmen eine weitere Ärztin in ihre 
Gesellschaft auf und behandelten das bisherige Gesellschaftsvermögen als steuerliches 
Sonderbetriebsvermögen der beiden Gründungsärzte. Neuanschaffungen erfolgten nur auf den Namen der 
beiden Altärzte. Die neu aufgenommene Ärztin erhielt keine Bankkontenvollmacht und kein Verfügungsrecht 
über die Kasse. Sie erhielt ausschließlich eine umsatzbezogene Gewinnbeteiligung auf Basis der von ihr 
erbrachten und abgerechneten Leistungen. Lediglich ihre Tätigkeit übte die Ärztin aufgrund eigener 
Fachkenntnis leitend und eigenverantwortlich aus. Das Gericht lehnte die steuerliche Mitunternehmerschaft 
der Ärztin ab, da sie insbesondere keine ausreichende Mitunternehmerinitiative hatte. In der Folge waren die 
gesamten Einkünfte der Gemeinschaft der Gewerbesteuer zu unterwerfen. 

Berufshaftpflichtversicherung einer -GbR ist kein Arbeitslohn 
Die eigene Berufshaftpflichtversicherung einer Rechtsanwalts-GbR führt nicht zu Arbeitslohn bei den 
angestellten Rechtsanwälten. 
Eine Rechtsanwaltssozietät hatte im eigenen Namen und auf eigene Rechnung eine 
Berufshaftpflichtversicherung abgeschlossen. Die bei ihr angestellten Rechtsanwälte unterhielten darüber 
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hinaus eigene Versicherungen. Das Finanzamt vertrat die Auffassung, dass die Versicherungsbeiträge der 
GbR als Arbeitslohn der angestellten Rechtsanwälte anzusehen seien. 
Der Bundesfinanzhof kommt zu einem anderen Ergebnis und verneint das Vorliegen von Arbeitslohn. 
Da es für einen Zusammenschluss mehrerer Rechtsanwälte zur gemeinsamen Berufsausübung keine 
gesetzliche Verpflichtung zum Abschluss einer eigenen Berufshaftpflichtversicherung gibt und die 
Verpflichtung nur für die Gesellschafter besteht, können die von der Gesellschaft zur Erweiterung des 
Versicherungsschutzes gezahlten Versicherungsbeiträge hier nicht als Vorteil aus dem 
Beschäftigungsverhältnis mit den angestellten Rechtsanwälten angesehen werden. 
Hinweis: Übernimmt die GbR Beiträge für eine Versicherung, die ein bei ihr angestellter Rechtsanwalt selbst 
abgeschlossen hat, liegt nach ständiger Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs sehr wohl 
lohnsteuerpflichtiger Arbeitslohn vor. 

Neues zum häuslichen Arbeitszimmer 
Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer sowie die Kosten der Ausstattung dürfen grundsätzlich nicht 
als Betriebsausgaben oder Werbungskosten abgezogen werden. Bildet jedoch das häusliche Arbeitszimmer 
den Mittelpunkt der gesamten betrieblichen und beruflichen Betätigung, sind die Aufwendungen in voller Höhe 
steuerlich zu berücksichtigen. Ist das Arbeitszimmer nicht Mittelpunkt der gesamten betrieblichen und 
beruflichen Betätigung, steht für die betriebliche oder berufliche Nutzung kein anderer Arbeitsplatz zur 
Verfügung, sind die Aufwendungen bis zur Höhe von 1.250 € je Kalenderjahr abziehbar. 
In drei aktuellen Entscheidungen ging es mal wieder um Details zum häuslichen Arbeitszimmer: 

Keine Berücksichtigung der Aufwendungen für Nebenräume 
Bei einem steuerrechtlich anzuerkennenden Arbeitszimmer sind nach einem Urteil des Bundesfinanzhofs die 
Aufwendungen für Nebenräume (Küche, Bad und Flur), die in die häusliche Sphäre eingebunden sind und zu 
einem nicht unerheblichen Teil privat genutzt werden, nicht, auch nicht anteilig, als Betriebsausgaben oder 
Werbungskosten abziehbar. 
Der Bundesfinanzhof weitet damit seinen Grundsatz, wonach Aufwendungen für ein häusliches 
Arbeitszimmer, das nicht nahezu ausschließlich betrieblich oder beruflich genutzt wird (gemischt genutztes 
Arbeitszimmer), steuerlich nicht zu berücksichtigen sind, nunmehr auch auf Nebenräume der häuslichen 
Sphäre aus. Die Nutzungsvoraussetzungen sind individuell für jeden Raum und damit auch für Nebenräume 
zu prüfen. Eine zumindest nicht unerhebliche private Mitnutzung derartiger Räume ist daher abzugsschädlich. 

Zumutbarkeit der Nutzung betrieblicher Räume außerhalb der üblichen Praxiszeiten 
Das Finanzgericht des Landes Sachsen-Anhalt hat entschieden, dass es einem Steuerpflichtigen, der eine 
Praxis bei einer durchschnittlichen Fahrtzeit von 45 Minuten in 47 km Entfernung zu seiner Wohnung 
unterhält, außerhalb der Öffnungszeiten der Praxis nicht zugemutet werden kann, die Praxisräume zur 
Erledigung von Büroarbeiten aufzusuchen. Damit kann ein Steuerpflichtiger aufgrund der Entfernung und der 
hohen Fahrzeit trotz Unterhaltung eines anderen Arbeitsplatzes in seiner Praxis dennoch ein häusliches 
Arbeitszimmer haben und die Aufwendungen bis zu 1.250 € abziehen. 
Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 

Aufteilung bei gemeinsamer Nutzung des häuslichen Arbeitszimmers durch Ehegatten 
Nutzen beide Ehegatten das Arbeitszimmer, sind die Aufwendungen nach einem Urteil des Finanzgerichts 
Münster nach dem Grad der jeweiligen Nutzung aufzuteilen. Liegen bei einem Ehegatten die 
Voraussetzungen zum nur beschränkten Abzug der Aufwendungen vor, ist der Ansatz des Höchstbetrags auf 
den entsprechenden Nutzungsanteil beschränkt. Für den zum unbeschränkten Abzug der Aufwendungen 
berechtigten Ehegatten ist der Abzug der Aufwendungen auf den seinem Nutzungsanteil entsprechenden 
Prozentsatz beschränkt. Bei einer jeweils 50 %igen Nutzung wären einerseits 625 € und andererseits 50 % 
der Aufwendungen unbegrenzt abzugsfähig. 
Zu dieser Rechtsfrage sind aktuell zwei weitere Verfahren beim Bundesfinanzhof anhängig. 

Doppelte Haushaltsführung: Fahrzeit von etwa einer Stunde zumutbar 
Arbeitnehmer können notwendige Mehraufwendungen, die ihnen wegen einer beruflich veranlassten 
doppelten Haushaltsführung entstehen, als Werbungskosten abziehen. Dazu muss der Arbeitnehmer am Ort 
seiner Beschäftigung wohnen und außerhalb dieses Ortes einen weiteren eigenen Hausstand 
(Hauptwohnung) unterhalten. 
Grundsätzlich ist es denkbar, dass beide Orte innerhalb derselben politischen Gemeinde liegen. Abzustellen 
ist vielmehr auf das Einzugsgebiet. Nach der Entscheidung des Finanzgerichts Berlin-Brandenburg liegt die 
Hauptwohnung noch im Beschäftigungsort, wenn der Arbeitnehmer von dort seine Arbeitsstätte innerhalb von 
etwa einer Stunde erreichen kann. In diesen Fällen fehlt es am Auseinanderfallen von Beschäftigungsort und 
Ort der Hauptwohnung, so dass eine doppelte Haushaltsführung nicht vorliegt. 
Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 
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Abzugsfähigkeit der Fahrtkosten zur Verwaltung von Vermietungsobjekten 
Fahrtkosten zur Verwaltung von Vermietungsobjekten sind als Werbungskosten abzugsfähig. Die Höhe der 
berücksichtigungsfähigen Aufwendungen richtet sich nach dem Umfang der Fahrten. Werden die Objekte nur 
gelegentlich aufgesucht, können die Aufwendungen in tatsächlicher Höhe oder mit 0,30 € je gefahrenem 
Kilometer geltend gemacht werden. 
Wenn die Objekte allerdings sehr häufig und mit einer gewissen Nachhaltigkeit angefahren werden, wird aus 
den aufgesuchten Objekten der Mittelpunkt der Vermietungstätigkeit. In derartigen Fällen sind die 
Aufwendungen nach einem aktuellen Urteil des Bundesfinanzhofs nur mit der Entfernungspauschale in Höhe 
von 0,30 € je Entfernungskilometer berücksichtigungsfähig. 

Methode der Kaufpreisaufteilung bei Mietgrundstücken 
Ist für ein bebautes Grundstück ein Gesamtkaufpreis gezahlt worden, wird der Kaufpreis zur Ermittlung der 
Absetzungen für Abnutzung aufgeteilt. Zunächst sind die Verkehrswerte für den Grund und Boden und das 
Gebäude gesondert zu ermitteln. Danach sind die Gesamtanschaffungskosten nach dem Verhältnis der 
beiden Verkehrswerte aufzuteilen. 
Bei Mietwohngrundstücken im Privatvermögen hat die Kaufpreisaufteilung nach einem Urteil des 
Finanzgerichts Düsseldorf nach dem Sachwertverfahren zu erfolgen. Davon ist auch nicht abzuweichen, nur 
weil die Erwerber ihre Kaufentscheidung ausschließlich unter Renditegesichtspunkten getroffen und sich 
dabei auf Ertragswerte gestützt haben. Allerdings können die Erwerber durch ein im Ertragswertverfahren 
erstelltes Gutachten darlegen, dass die Kaufpreisaufteilung im Sachwertverfahren wesentlich von der im 
Ertragswertverfahren abweicht. 

Noch nicht verbrauchter größerer Erhaltungsaufwand ist beim 
Einzelrechtsnachfolger nicht abzugsfähig 
Bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung besteht die Möglichkeit, größere Aufwendungen für die 
Erhaltung von Gebäuden zu verteilen. Unter folgenden Voraussetzungen ist eine Verteilung möglich: 
· Das Gebäude befindet sich im Privatvermögen. 
· Das Gebäude dient überwiegend Wohnzwecken. Dies ist der Fall, wenn die Grundfläche der 

Wohnzwecken dienenden Räume des Gebäudes mehr als die Hälfte der gesamten Nutzfläche beträgt. 
Bei der Behandlung des Erhaltungsaufwands hat der Steuerpflichtige zwei Möglichkeiten: 
· Er kann die gesamten Erhaltungsaufwendungen im Jahr der Zahlung in vollem Umfang als 

Werbungskosten geltend machen. 
· Er kann die hohen Erhaltungsaufwendungen ab dem Jahr der Zahlung gleichmäßig auf zwei bis fünf Jahre 

verteilen. 
Der Steuerpflichtige kann jede Maßnahme einzeln behandeln. So kann er z. B. Aufwendungen für Maßnahme 
A sofort im Jahr der Zahlung als Werbungskosten abziehen und die im selben Jahr gezahlten Aufwendungen 
für Maßnahme B auf zwei bis fünf Jahre gleichmäßig verteilen. 
Wird das Grundstück während des Verteilungszeitraums der Erhaltungsaufwendungen veräußert, in ein 
Betriebsvermögen eingebracht oder nicht mehr zur Einkünfteerzielung genutzt, ist der noch nicht 
berücksichtigte Teil des Erhaltungsaufwands in diesem Jahr als Werbungskosten abzusetzen. 
Das Finanzgericht Münster hatte über folgenden Fall zu entscheiden: Eine Mutter übertrug im Wege der 
vorweggenommenen Erbfolge ein Gebäude auf ihre Tochter unter Vorbehalt des Nießbrauchsrechts, d. h., ihr 
standen weiterhin die Mieteinnahmen zu. Im notariellen Schenkungsvertrag verpflichtete sich die Mutter, 
Reparaturen und Modernisierungsmaßnahmen weiterhin zu zahlen. Einige Jahre nach der Übertragung ließ 
die Mutter eine neue Heizung in das Haus einbauen. Um eine optimale Steuerersparnis zu erreichen, verteilte 
sie die Aufwendungen auf drei Jahre. Während des Verteilungszeitraums wurde das Nießbrauchsrecht 
aufgehoben. Die Tochter als nun „Volleigentümerin“ des Hauses beantragte, die bis dato noch nicht genutzten 
Aufwendungen in ihrer eigenen Steuererklärung als Werbungskosten zu berücksichtigen. Finanzamt und 
Finanzgericht folgten diesem Antrag nicht. Hat der Nießbraucher größere Erhaltungsaufwendungen auf 
mehrere Jahre verteilt und wird der Nießbrauch innerhalb des Verteilungszeitraums beendet, kann der 
Eigentümer den verbliebenen Teil der Aufwendungen nicht als Werbungskosten in seiner Steuererklärung 
geltend machen. 

Doppelte AfA bei Bebauung eines Ehegattengrundstücks gestaltbar 
Aus dem zugrunde liegenden Fall, den der Bundesfinanzhof zu entscheiden hatte, lassen sich Vorteile aus 
einer doppelten Nutzung von Abschreibungen gestalten: 
Bebaut ein Unternehmer ein betrieblich genutztes Grundstück, das ihm zusammen mit seinem Ehegatten 
gehört, sind Wertsteigerungen der dem Ehegatten gehörenden Hälfte nicht einkommensteuerpflichtig. Wird 
das gemeinsame Grundstück später auf den Sohn, der den Betrieb des Vaters fortführt, übertragen, kann im 
Ergebnis für nur einmal angefallene Baukosten die AfA zweimal beansprucht werden. 
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Die übertragenen Wirtschaftsgüter, die dem Vater gehörten, waren mit den Buchwerten des Vaters 
fortzuführen. Die der Mutter zivilrechtlich gehörenden Gebäudeteile gingen schenkungshalber über und 
wurden in den Betrieb des Sohnes eingelegt. Die Einlage bewertete der Sohn mit dem aktuellen Teilwert, der 
deutlich höher lag als der Restbuchwert, der vom Vater übernommen wurde. So ergab sich die Möglichkeit zur 
Vornahme erneuter Abschreibungen auf die vom Vater bereits nahezu abgeschriebenen Gebäudeteile. 
Diese Gestaltung hat der BFH gebilligt. Zugleich aber hat er klargestellt, dass für den Bilanzposten, der den 
eigenen Bauaufwand des Unternehmers für die Gebäudeteile des anderen Ehegatten verkörpert, keine 
Steuersubventionen beansprucht werden können, die gesetzlich nur für Wirtschaftsgüter des 
Betriebsvermögens gewährt werden. 

Nachzahlungszinsen von 6 % p. nicht verfassungswidrig 
Das Finanzgericht Düsseldorf hat keine verfassungsrechtlichen Bedenken gegen die Höhe der 
Nachzahlungszinsen von 6 % p. a. für den Zeitraum April bis Juli 2013. Die Zinshöhe bilde noch die 
wirtschaftliche Realität ab, wie ein Vergleich mit dem Neugeschäft deutscher Banken für Kredite mit privaten 
Haushalten zeige. 
Neben der Verfassungsmäßigkeit der Zinshöhe hat das Gericht entschieden, dass eine freiwillige Zahlung 
nach Beginn des Zinslaufs nur für volle Monate zu einem Erlass aus sachlichen Gründen führen kann. 
Ein Steuerpflichtiger, der mit einer erheblichen Steuernachzahlung rechnete und seine 
Einkommensteuererklärung fristgerecht eingereicht hatte, hat zur Vermeidung von Nachzahlungszinsen Mitte 
Juli des Jahres 02 eine freiwillige Zahlung an die Steuerkasse geleistet, als das Finanzamt die Veranlagung 
bis dahin noch nicht vorgenommen hatte. Das Gericht bestätigte, dass angesichts der freiwilligen Zahlung in 
Mitte Juli des Jahres 02 die Nachzahlungszinsen für die Monate August 02 bis zur Veranlagung zu erlassen 
seien. Da die freiwillige Zahlung jedoch nach Beginn des Zinslaufes 01.04. des Jahres 02 geleistet wurde, 
waren die Nachzahlungszinsen für April bis Juli des Jahres 02 zutreffend. 
Das Finanzgericht München hat ergänzend entschieden, dass der Tag des Geldeingangs maßgebend ist. 
Abweichend hat das Finanzgericht München entschieden, dass die Nachzahlungszinsen für den Monat der 
freiwilligen Zahlung bereits ebenfalls zu erlassen sind. 
Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 

Behandlung von Bonusleistungen der gesetzlichen Krankenkasse 
Erstattet eine gesetzliche Krankenkasse dem Steuerpflichtigen im Rahmen eines Bonusprogramms von ihm 
getragene Kosten für Gesundheitsmaßnahmen, liegt hierin nach einem Urteil des Bundesfinanzhofs eine 
Leistung der Krankenkasse, die nicht mit den als Sonderausgaben abziehbaren 
Krankenversicherungsbeiträgen des Steuerpflichtigen zu verrechnen ist. Damit wendet sich das Gericht gegen 
die anderslautende Auffassung der Finanzverwaltung im entsprechenden BMF-Schreiben. 

Altersentlastungsbetrag diskriminiert Jüngere nicht 
Der Altersentlastungsbetrag ist eine Einkommensteuervergünstigung für Steuerzahler, die vor Beginn des zu 
veranlagenden Kalenderjahres das 64. Lebensjahr vollendet haben. Er beträgt einkommensabhängig für 2016 
höchstens 1.064 €. 
Das Finanzgericht Münster lehnte in einem Verfahren, in dem sich ein jüngerer Steuerpflichtiger unter Verweis 
auf das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) wegen seines Alters diskriminiert fühlte, eine 
entsprechende Klage ab, weil die Vorschriften des Einkommensteuergesetzes nicht in den 
Anwendungsbereich des AGG fallen. Das Gericht erkannte auch keine Verstöße gegen europarechtliche 
Regelungen oder den Gleichheitsgrundsatz des Grundgesetzes. Es rechtfertigte die Vergünstigung der 
Einkünfte im Alter vielmehr damit, dass der Aufbau einer Altersabsicherung in den vergangenen Jahrzehnten 
steuerlich nur sehr eingeschränkt begünstigt worden war und den Älteren damit heute ein gewisser Ausgleich 
zugutekommen würde. 

Kosten einer Heimunterbringung als außergewöhnliche Belastung 
Steuerpflichtige können bestimmte Aufwendungen bei ihrer Einkommensteuererklärung als außergewöhnliche 
Belastungen geltend machen. Die Aufwendungen müssen dem Steuerpflichtigen zwangsläufig erwachsen. 
Sie müssen notwendig sein und dürfen einen angemessenen Betrag nicht übersteigen. 
Das Niedersächsische Finanzgericht hat in einem Fall entschieden, in dem ein Steuerpflichtiger lediglich aus 
Altersgründen in ein Altenheim gezogen war und erst während des Heimaufenthalts krank und pflegebedürftig 
wurde, dass die Aufwendungen für die Heimunterbringung, soweit diese lediglich altersbedingt sind, nicht als 
außergewöhnliche Belastung abziehbar sind. Nur die Aufwendungen für die Unterbringung in der 
Pflegestation eines Heims oder zusätzlich in Rechnung gestellte Pflegekosten können steuerlich 
berücksichtigt werden. Auch komme keine Aufteilung eines einheitlichen Unterkunftsentgelts in nicht 
abziehbare Unterbringungskosten (übliche Kosten der Lebensführung) und außergewöhnliche Krankheits- 
und Pflegekosten in Betracht.  
Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 
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Zivilprozesskosten nur sehr selten außergewöhnliche Belastung 
Zivilprozesskosten sind nur insoweit als außergewöhnliche Belastungen steuerlich abziehbar, als der Prozess 
existenziell wichtige Bereiche oder den Kernbereich menschlichen Lebens berührt. Liefe der Steuerpflichtige 
ohne den Rechtsstreit Gefahr, seine Existenzgrundlage zu verlieren und seine lebensnotwendigen 
Bedürfnisse in dem üblichen Rahmen nicht mehr befriedigen zu können, kann der Steuerpflichtige auch bei 
unsicheren Erfolgsaussichten aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen gezwungen sein, einen Zivilprozess 
zu führen, sodass die Prozesskosten nach einem Urteil des Bundesfinanzhofs dann ausnahmsweise 
zwangsläufig erwachsen. 
Nach diesen Maßstäben sind beispielsweise solche Kosten nicht abziehbar, wenn der Prozess die 
Geltendmachung von Schmerzensgeldansprüchen betrifft. 
Sind die Kosten nur zum Teil als außergewöhnliche Belastung abziehbar, ist der abziehbare Teil der Kosten 
mit Hilfe der Streitwerte der einzelnen Klageanträge zu ermitteln. 

Verspätungszuschlag bei nur geringer Nachzahlung 
Ist eine Jahressteuerschuld fast vollständig getilgt, kann nach einem Urteil des Bundesfinanzhofs ein die 
Abschlusszahlung übersteigender Verspätungszuschlag rechtswidrig sein. 
Eine Gesellschaft hatte die Umsatzsteuererklärung einige Tage zu spät eingereicht. Aus der Veranlagung 
ergab sich eine geringe Nachzahlung von unter 1 T€. Das Finanzamt setzte wegen der verspäteten Abgabe 
der Erklärung einen Verspätungszuschlag von 1.500 € fest. Dagegen wandte sich die Gesellschaft im 
Ergebnis erfolgreich. 
Die Höhe eines Verspätungszuschlags ist auf 10 % der festgesetzten Steuer und 25 T€ maximal beschränkt. 
Bei der Festsetzung sind jedoch die individuellen Umstände zu berücksichtigen. Dabei spielt die Dauer der 
Fristüberschreitung, die Höhe des Zahlungsanspruchs aus der Veranlagung und die aus der verspäteten 
Abgabe gezogenen Vorteile eine Rolle. Grundsätzlich ist besonders die Höhe der Abschlusszahlung ein 
gewichtiger Anhaltspunkt für die Bemessung eines Zuschlags. Ein die Abschlusszahlung übersteigender 
Verspätungszuschlag kann nur bei ganz besonderen Umständen gerechtfertigt sein. 

Kein vorläufiger Rechtsschutz gegen den Solidaritätszuschlag 
Der Bundesfinanzhof hat in einem Verfahren zur Aussetzung der Vollziehung die Verfassungsmäßigkeit des 
Solidaritätszuschlags zur Einkommensteuer bis zu einer abweichenden Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts bestätigt. 
Die Anrufung des BVerfG durch ein FG zur Klärung der Verfassungsmäßigkeit des 
Solidaritätszuschlaggesetzes führt nicht zu ernstlichen Zweifeln an der Rechtmäßigkeit eines auf die 
vorgelegte Norm gestützten Verwaltungsakts. 

Umfang eines Vorläufigkeitsvermerks bei Änderungsbescheiden 
Steuerbescheide können in bestimmten Punkten vorläufig ergehen. Dies geschieht unter anderem, wenn 
· ungewiss ist, ob ein bestimmter Sachverhalt überhaupt steuerpflichtig ist oder 
· ein Musterverfahren beim Bundesfinanzhof anhängig und der Steuerpflichtige davon betroffen ist. 
In beiden Fällen sind der Umfang und der Grund der Vorläufigkeit im Steuerbescheid anzugeben. Der 
Steuerbescheid kann dann in den angegebenen Punkten jederzeit geändert werden, solange der 
Vorläufigkeitsvermerk nicht aufgehoben ist. 
Der Bundesfinanzhof hat nun ausdrücklich bestätigt, dass ein bisheriger Vorläufigkeitsvermerk, der in einem 
späteren Änderungsbescheid nicht mehr enthalten ist, keine Wirkung mehr entfaltet. 
Insofern ist gerade bei individuellen Vorläufigkeitsvermerken im Rahmen von Bescheidänderungen genau zu 
prüfen, ob diese auch im Änderungsbescheid vollständig enthalten sind. 

Umsatzsteuerliche Anforderungen an Rechnungen bei Postanschriften 
Beide Umsatzsteuersenate des Bundesfinanzhofs haben Vorabentscheidungsersuchen an den Gerichtshof 
der Europäischen Union gerichtet, um die Anforderungen an eine ordnungsgemäße Rechnung zu klären, die 
den Leistungsempfänger zum Vorsteuerabzug berechtigen. 
Im Kern geht es um die Frage, ob die Anschrift eines „Briefkastensitzes“ ausreicht. Es erscheint beiden 
Senaten als klärungsbedürftig, ob die „vollständige Anschrift“ bereits genügt, wenn eine postalische 
Erreichbarkeit gewährleistet ist oder ob diejenige Anschrift erforderlich ist, unter der die wirtschaftliche 
Tätigkeit des leistenden Unternehmers ausgeübt wird. 
Der BFH ist nicht sicher, ob seine bisherige Rechtsprechung im Widerspruch zur Rechtsprechung des EuGH 
steht. 
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Rechnungsberichtigung führt rückwirkend zum Vorsteuerabzug 
Der Europäische Gerichtshof hat mit seinem Urteil vom 15.09.2016 (Senatex GmbH) entschieden, dass die 
deutsche Rechtslage, wonach eine spätere Korrektur einer nicht ordnungsgemäßen Eingangsrechnung erst 
im Berichtigungszeitpunkt den Vorsteuerabzug ermöglicht, gegen Europarecht verstößt. 
Liegen die umsatzsteuerrechtlichen Voraussetzungen einer ordnungsgemäßen Rechnung nicht vor, ist der 
Vorsteuerabzug zu versagen. Wird die nicht ordnungsgemäße Rechnung später korrigiert, so entfaltete diese 
Korrektur nach deutschem Recht bisher keine Rückwirkung und der Vorsteuerabzug entstand erst im 
Zeitpunkt der Rechnungskorrektur, so dass in der Regel Nachzahlungszinsen anfielen. 
Durch das Urteil des EuGH entfällt zukünftig die Verzinsung. 

Voller Vorsteuerabzug für eine Führungsholding nur, wenn eingeworbenes 
Kapital nicht außer Verhältnis zum Beteiligungserwerb steht 
Der Bundesfinanzhof hat erneut entschieden, dass eine Führungsholding unternehmerisch tätig und zum 
Vorsteuerabzug berechtigt ist. Im Gegensatz zu einer Finanzholding erbringt die Führungsholding gegenüber 
ihren Tochtergesellschaften entgeltliche administrative, technische oder kaufmännische Dienstleistungen, 
z. B. in betriebswirtschaftlichen Fragen, beim Vertrieb oder im Rechnungswesen. 
Bei Eingangsleistungen, die im Zusammenhang mit dem Erwerb von Beteiligungen an Tochtergesellschaften 
entstehen, kann die Führungsholding vollständig die Vorsteuern abziehen. Im vom BFH zu entschiedenen Fall 
lag dieser Zusammenhang allerdings nicht vor. Die Führungsholding hatte nämlich zusätzliches Kapital von 
7 Mio € eingeworben, obwohl die beiden Tochtergesellschaften nur ein Stammkapital von jeweils 10 TUSD 
aufwiesen. Weiterhin bestanden die Beteiligungen an den Tochtergesellschaften schon vor der Ausgabe der 
neuen Anteile an der Holding. Für Eingangsleistungen, die die Holding sowohl für unternehmerische als auch 
für nicht wirtschaftliche Tätigkeiten verwendet hat, muss sie die Vorsteuerbeträge in abzugsfähige und 
nichtabzugsfähige Beträge aufteilen. 

Parkgebühren gehören nicht zu den Beherbergungsleistungen 
Nur die unmittelbar der Beherbergung dienenden Übernachtungsleistungen in einem Hotel unterliegen nach 
einem Urteil des Bundesfinanzhofs dem ermäßigten Umsatzsteuersatz von 7 %. 
Die Einräumung von Parkmöglichkeiten an Hotelgäste dagegen gehört nicht zur Beherbergungsleistung und 
ist dem Regelsteuersatz von 19 % zu unterwerfen. Das trifft auch dann zu, wenn für die Parkfläche kein 
gesondertes Entgelt berechnet wird. Wie die Aufteilung des Entgelts dann zu erfolgen hat, ist noch nicht 
abschließend geklärt. 

Verkauf eines Miteigentumsanteils als Lieferung 
Entgegen seiner bisherigen Rechtsprechung hat der Bundesfinanzhof entschieden, dass der Verkauf eines 
Miteigentumsanteils an einer Sache (hier: ein Buch) eine Lieferung sein kann. 
Ein Kunsthändler ersteigerte ein Buch und verkaufte kurz darauf 50 % an dem Buch an eine in London 
ansässige Galerie. In der Rechnung wies er unter Verweis auf eine umsatzsteuerfreie innergemeinschaftliche 
Lieferung keine Umsatzsteuer aus. Der Londoner Galerist holte das Buch ab und transportierte es nach 
London. Dort wurde das Buch begutachtet und ausgestellt. Kurz nachdem das Buch in London durch die 
Galerie verkauft wurde, verkaufte auch der deutsche Kunsthändler die bei ihm verbliebene 50 %-ige 
Beteiligung an dem Buch an die Londoner Galerie, und zwar wiederum als steuerfreie innergemeinschaftliche 
Lieferung. 
Entsprechend der bisherigen Rechtsprechung meinte das Finanzamt, der Verkauf des Miteigentumsanteils 
am Buch sei eine sonstige Leistung, die in Deutschland umsatzsteuerpflichtig ist. 
Der Bundesfinanzhof entschied unter Änderung seiner bisherigen Rechtsprechung wegen Unvereinbarkeit mit 
dem Unionsrecht anders und bestätigte die Abwicklung als umsatzsteuerfreie Lieferung. 
Miteigentum als Bruchteil an einem körperlichen Gegenstand werde im Wirtschaftsleben wie ein körperlicher 
Gegenstand behandelt. Der Händler habe der Galerie die Befugnis, über das Buch wie ein Miteigentümer zu 
verfügen, übertragen. Denn der Galerie war nicht nur der Besitz am Buch eingeräumt worden, sondern auch 
gestattet worden, das Buch zu begutachten, kunsthistorisch erforschen zu lassen, in einem Verkaufskatalog 
anzubieten und weiterzuverkaufen, bevor sie durch den Kauf des restlichen Anteils von 50 % zur alleinigen 
Eigentümerin am Buch wurde. 
Führt der Verkauf eines Miteigentumsanteils zu einer Lieferung, kann diese als innergemeinschaftliche 
Lieferung steuerfrei sein. Dies setzt die üblichen Nachweise voraus. 
 
 



 
H Ö F T M A N N  &  P A R T N E R  

W I R T S C H A F T S P R Ü F E R  –  S T E U E R B E R A T E R  –  V E R E I D I G T E R  B U C H P R Ü F E R  
 
 

-  10 -  

 - 11 - 
 

Vermittlungsausschuss erzielt Einigung zur Erbschaftsteuerreform 
Bund und Länder haben ihren langen Streit um die Reform der Erbschaftsteuer beigelegt und im 
Vermittlungsausschuss von Bundestag und Bundesrat in der Nacht zum 22.09.2016 einen 
Kompromissvorschlag beschlossen. Damit steht das seit 2014 andauernde Gesetzgebungsverfahren kurz vor 
dem Abschluss. Das Bundesverfassungsgericht hatte Ende 2014 die bisherigen Privilegien für 
Betriebsvermögen als zu weitgehend bezeichnet und den Gesetzgeber aufgefordert, bis zum 30.06.2016 eine 
Neuregelung zu finden. Am 20.06.2016 einigte sich die Große Koalition auf einen Kompromiss, den der 
Bundestag am 24.06.2016 umsetzte. Der Bundesrat rief am 08.07.2016 den Vermittlungsausschuss an, um 
die neuen Regeln für Firmenerben nochmals grundlegend überarbeiten zu lassen. Der Bundestag hat dem 
Einigungsvorschlag inzwischen am 29.09.2016 zugestimmt. Seine letzte Hürde soll das Gesetz am 
14.10.2016 im Bundesrat nehmen. Das Gesetz soll rückwirkend zum 01.07.2016 in Kraft treten. 
Im Kern ist bei den Begünstigungsregelungen für Betriebsvermögen zukünftig zwischen Normalerwerben (bis 
zu 26 Mio €) und Großerwerben (über 26 Mio €) zu unterscheiden. Für Normalerwerbe bestehen die 
bisherigen Begünstigungen von 85% (Regelverschonung) bzw. 100% (Optionsverschonung) in modifizierter 
Form weiter. Die Anwendung der Lohnsummenregelung wurde von 20 auf 5 Mitarbeiter abgesenkt und zudem 
wurde eine mitarbeiterbezogene Staffelung der Lohnsummenhöhe eingeführt. 
Bei Großerwerben besteht zukünftig die Möglichkeit, vom abschmelzenden Verschonungsabschlag Gebrauch 
zu machen (Abschläge nehmen mit zunehmendem Vermögenswert sukzessive ab und ab 90 Mio € entfällt der 
Abschlag komplett) oder sich der Verschonungsbedarfsprüfung zu unterwerfen, wonach die Steuer auf Antrag 
erlassen wird, soweit der Erwerber nachweisen kann, dass er die Steuer nicht aus seinem verfügbaren 
Vermögen begleichen kann. 
Zudem ist bei gesellschaftsvertraglich normierter Begrenzung des Ausschüttungs- bzw. Entnahmeverhaltens, 
der Verfügungsberechtigung über die Anteile sowie einer Abfindungsdeckelung ein pauschaler Vorwegabzug 
von bis zu 30% für Familienunternehmen eingeführt worden, dessen Einhaltung über 20 Jahre zu überwachen 
ist. 
Zudem wird es keine gänzlich zinslose Stundung bei Erwerben von Todes wegen mehr geben. 
Der bis zuletzt streitige Kapitalisierungsfaktor bei der Unternehmensbewertung nach dem vereinfachten 
Ertragswertverfahren wird mit nunmehr 13,75 fixiert. 

Nachversteuerung eines steuerfrei geerbten Familienheims durch 
Weitergabe innerhalb von zehn Jahren 
Familienheime können nach dem derzeit noch geltenden Erbschaftsteuergesetz steuerfrei an den Ehegatten, 
den Lebenspartner oder Kinder vererbt werden. Dazu muss der Erblasser bis zu seinem Tod im Familienheim 
gewohnt haben und der Erbe muss das Familienheim für zehn Jahre zu eigenen Wohnzwecken nutzen. 
Veräußert der Erbe das Familienheim innerhalb dieser zehn Jahre, entfällt nachträglich die Steuerbefreiung. 
Das gilt nach einer Entscheidung des Hessischen Finanzgerichts auch dann, wenn der Erbe seine 
Eigentümerstellung überträgt, das Familienwohnheim aber weiterhin im Rahmen eines Nießbrauchs oder 
Wohnrechts nutzt. Auch eine unentgeltliche Übertragung des Familienheims durch den Erben auf seine 
Kinder innerhalb der Zehnjahresfrist führt zur Nachversteuerung. 

Erbschaftsteuerrechtliche Auskunftspflicht von Kreditinstituten bezüglich 
Kunden in Österreich bestätigt 
Der Bundesfinanzhof hat eine Aufforderung eines deutschen Finanzamts an ein deutsches Kreditinstitut zur 
Benennung von Kunden einer Zweigstelle in Österreich, die zum Zeitpunkt ihres Todes in Deutschland 
Steuerinländer waren, dem Gerichtshof der Europäischen Union zur Vorabentscheidung vorgelegt, da die 
Erfüllung der deutschen erbschaftsteuerrechtlichen Regelung in Österreich dem Bankgeheimnis zuwider läuft. 
Nach dem hierzu nun ergangenen Urteil des EuGH steht die Niederlassungsfreiheit der deutschen 
erbschaftsteuerrechtlichen Regelung nicht entgegen. 

Nachweis der Erbenstellung muss nicht zwingend durch Erbschein erfolgen 
Der Erbe ist bis auf wenige Ausnahmen (z.B. Änderung des Grundbuchs) nicht verpflichtet, seine 
Erbenstellung durch einen Erbschein nachzuweisen. Er hat die Möglichkeit, den Nachweis auch in anderer 
Form zu erbringen. Neben einem eröffneten notariellen Testament oder Erbvertrag kann der Nachweis auch 
mittels eines eindeutigen handschriftlichen, nachlassgerichtlich eröffneten Testaments oder im Fall der 
gesetzlichen Erbfolge mittels der üblichen Personenstandsurkunden geführt werden. 
In Anwendung dieser Grundsätze hat der Bundesgerichtshof ein Kreditinstitut, das zu Unrecht die Vorlage 
eines Erbscheins verlangt hatte, zu Schadensersatz in Form der Erstattung der Gerichtskosten für die 
Erteilung des Erbscheins verurteilt. 
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Grunderwerbsteuer bei Ausscheiden eines Personengesellschafters gegen 
Abfindung entsteht erst bei Vollzug und nicht bereits bei Vereinbarung 
Scheidet der Gesellschafter einer grundbesitzenden Personengesellschaft aus dieser gegen Abfindung aus 
und vereinigen sich dadurch mindestens 95 % der Anteile an der Personengesellschaft in einer Hand, so 
unterliegt dieser Vorgang der Grunderwerbsteuer. 
Die Grunderwerbsteuer entsteht dabei nach einem Urteil des Bundesfinanzhofs erst mit dem Vollzug der 
Vereinbarung und nicht bereits mit dem Abschluss des Vertrags. Der durch diese Entscheidung spätere 
Zeitpunkt kann z.B. bei einer Anhebung des Steuersatzes relevant sein. 

Mittelbare Übertragung zwischen Geschwistern grunderwerbsteuerfrei 
Grundstücksübertragungen zwischen Geschwistern unterliegen grundsätzlich der Grunderwerbsteuer, 
während Übertragungen zwischen Personen, die in gerader Linie miteinander verwandt sind (z. B. Eltern und 
Kinder) von der Grunderwerbsteuer befreit sind. 
Die Befreiung gilt nach Auffassung des Bundesfinanzhofs aber auch in den Fällen, in denen ein Elternteil 
(oder beide) ein Grundstück auf ein Kind mit der Auflage überträgt, einen Anteil an dem Grundstück auf 
Geschwister zu übertragen. 

Kindergeld für Elternteile, die im EU-Ausland leben 
Lebt ein Kind im EU-Ausland bei der geschiedenen Mutter, ist sie, nicht aber der in Deutschland lebende 
Vater, kindergeldberechtigt, so entschied der Bundesfinanzhof. 
Aufgrund einer unionsrechtlichen Vereinheitlichung der nationalen Regelungen zur sozialen Sicherheit ist bei 
Ansprüchen auf Familienleistungen in grenzüberschreitenden Sachverhalten die gesamte Familie so zu 
behandeln, als würde sie in dem Mitgliedstaat wohnen, dessen Familienleistungen beansprucht werden 
(Wohnsitzfiktion). Nach deutschem Kindergeldrecht wird das Kindergeld bei getrennt lebenden Eltern 
vorrangig an den Elternteil ausgezahlt, der das Kind in seinen Haushalt aufgenommen hat. 
Die Entscheidung ist von allgemeiner Bedeutung für Fälle, in denen die Eltern eines Kindes in 
unterschiedlichen EU-Staaten leben und in keinem EU-Staat ein gemeinsamer Haushalt der Eltern und des 
Kindes besteht. 

Differenzkindergeld ist kindbezogen zu berechnen 
Werden im Ausland dem Kindergeld vergleichbare Leistungen gewährt, ist der deutsche Kindergeldanspruch 
um den im anderen Staat gezahlten Betrag zu kürzen (Differenzkindergeld). Der Bundesfinanzhof hat 
entschieden, dass das Differenzkindergeld kindbezogen und nicht familienbezogen zu berechnen ist, so dass 
keine Verrechnung bei einzelnen Kindern mit einem übersteigenden Betrag bei anderen Kindern erfolgen 
kann. 

Anrechnung von Sonderzahlungen auf den gesetzlichen Mindestlohn 
Wird mit Sonderzahlungen die Arbeitsleistung vergütet, können sie auf den Mindestlohn angerechnet werden. 
Der Arbeitgeber muss für jede geleistete Arbeitsstunde den Mindestlohn zahlen. Etwas anderes gilt nur, wenn 
Zahlungen ohne Rücksicht auf die Arbeitsleistung des Arbeitnehmers oder aufgrund einer besonderen 
Zweckbestimmung erbracht werden. 
In einem vom Bundesarbeitsgericht entschiedenen Fall erhielt eine Arbeitnehmerin laut Arbeitsvertrag einen 
Stundenlohn von weniger als 8,50 €. Daneben waren vertraglich bestimmte Lohnzuschläge sowie Urlaubs- 
und Weihnachtsgeld vorgesehen, die aufgrund einer Betriebsvereinbarung zu je 1/12 mit dem monatlichen 
Gehalt ausgezahlt wurden. Die Arbeitnehmerin meinte, dass Monatsgehalt und Sonderzahlungen auf der 
Basis des gesetzlichen Mindestlohns gezahlt werden müssten. 
Nach Auffassung des Gerichts können diese Zahlungen als Entgelt für die Arbeitsleistung auf den 
gesetzlichen Mindestlohn angerechnet werden. Der gesetzliche Mindestlohn verändert die bisherigen 
Anspruchsgrundlagen nicht, sondern tritt als eigenständiger Anspruch daneben. Durch die vorbehaltlos und 
unwiderruflich in jedem Kalendermonat zu 1/12 geleisteten Jahressonderzahlungen sei der 
Mindestlohnanspruch erfüllt. 

Arbeitsvertragliche Nettolohnoptimierung in der Sozialversicherung zulässig 
Wenn sich ein Arbeitgeber mit bei ihm Beschäftigten darauf verständigt, Arbeitsverträge in der Weise zu 
ändern, dass der bisherige Barlohn verringert wird und den Arbeitnehmern im Gegenzug lohnsteuerfreie oder 
pauschal besteuerte weitere Leistungen gewährt werden (Nettolohnoptimierung), so darf der betreffende 
Sozialversicherungsträger dies nicht für beitragsrechtlich unbeachtlich erklären. Dies hat das 
Landessozialgericht Baden-Württemberg entschieden. 
In dem Verfahren ging es darum, dass ein Arbeitgeber mit seinen Beschäftigten schriftlich vereinbart hatte, 
dass der Bruttolohn abgesenkt wurde und dafür im Gegenzug Sachleistungen wie Tankgutscheine, 
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Restaurantschecks, Erholungsbeihilfen, Reinigungspauschalen, Personalrabatte und 
Kinderbetreuungszuschüsse gewährt wurden. 
Im Rahmen einer sozialversicherungsrechtlichen Betriebsprüfung forderte der Sozialversicherungsträger vom 
Arbeitgeber die auf den Sachleistungen beruhenden Beiträgen nach. Zu Unrecht, wie nun das 
Landessozialgericht Baden-Württemberg feststellte. Das Gericht entschied, dass für Arbeitgeberleistungen, 
die nach den beitragsrechtlichen Vorschriften entweder nicht zum Arbeitsentgelt gehören oder bereits mit den 
zutreffenden Sachbezugswerten berücksichtigt wurden, keine weiteren Beiträge verlangt werden dürfen.  

Ansprüche eines Arbeitnehmers bei unzutreffender Abführung von 
Sozialversicherungsbeiträgen 
Sozialversicherungsbeiträge, die der Arbeitgeber zu Unrecht an die Einzugsstelle abgeführt hat, kann der 
Arbeitnehmer nur von dieser, nicht jedoch vom Arbeitgeber zurückfordern. So entschied der Bundesfinanzhof 
im Fall eines Arbeitnehmers, der seinen Arbeitgeber auf Zahlung vermeintlich rechtswidrig einbehaltener und 
abgeführter Sozialversicherungsbeiträge verklagte. 

Geltendmachung von Elternzeit muss zwingend schriftlich erfolgen 
Wer Elternzeit beanspruchen will, hat dies spätestens sieben Wochen vor Beginn der Elternzeit schriftlich von 
seinem Arbeitgeber zu verlangen und gleichzeitig zu erklären, für welchen Zeitraum innerhalb von zwei 
Jahren Elternzeit genommen werden soll. 
Für diese Erklärung gilt nach einem Urteil des Bundesarbeitsgerichts zwingend ein strenges 
Schriftformerfordernis, d. h. das entsprechende Schreiben muss von der Arbeitnehmerin oder dem 
Arbeitnehmer handschriftlich durch Namensunterschrift unterzeichnet werden. Ein Telefax oder eine E-Mail 
wahren die vorgeschriebene Form nicht und führen zur Nichtigkeit der Geltendmachung der Elternzeit. 

Insolvenzrechtliche Erstattungspflicht für einbehaltene Kapitalertragsteuer 
Bei einer Personenhandelsgesellschaft, über deren Vermögen das Insolvenzverfahren eröffnet worden ist, ist 
nach einem Urteil des Bundesgerichtshofs die von dem kontoführenden Institut einbehaltene 
Kapitalertragsteuer (einschließlich des darauf entfallenden Solidaritätszuschlags) von den Gesellschaftern in 
die Insolvenzmasse zu erstatten, da die Zinsabschläge Teil der von den Gesellschaftern geschuldeten 
Einkommen- oder Körperschaftsteuer seien, welche die Gesellschafter ihrerseits steuerlich geltend machen 
können, und daher die Masse nicht schmälern dürfen. 

In der EU gelten neue Datenschutzregeln 
Am 25.05.2016 ist die EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) in Kraft getreten. Sie soll zu einem 
einheitlichen Schutzniveau in Europa führen. So haben auch Unternehmen mit Sitz außerhalb der EU die 
Regeln zu befolgen, wenn sie Dienstleistungen in der EU anbieten. In den nächsten zwei Jahren müssen die 
nationalen Datenschutzgesetze an die Verordnung angepasst werden. Ab dem 25.05.2018 gilt die DSGVO 
dann unmittelbar in den Ländern der Europäischen Union. 
Folgende Kernpunkte sind hervorzuheben, auf die sich Unternehmen frühzeitig vorbereiten sollten: 
· Eine Datenverarbeitung ist nur zulässig, wenn die Einwilligung des Betroffenen oder eine eindeutig 

normierte Ausnahme vorliegt. 
· Die bisherigen Grundsätze der Datensparsamkeit, Zweckbindung und Datensicherheit bleiben erhalten. 
· Bürger haben umfassende Informations- und Auskunftsrechte gegenüber Unternehmen, die klar und 

verständlich darlegen müssen, auf welche Art und Weise sie die Daten verarbeiten. 
· Auskunftspflichten werden allerdings eingeschränkt, wenn ihnen Vorschriften eines regulierten Berufs, 

z. B. die berufliche Schweigepflicht des Steuerberaters, entgegenstehen. 
· Zukünftig gibt es das „Recht auf Vergessen“, so dass auf Verlangen des Betroffenen Daten gelöscht 

werden müssen, wenn es keine legitimen Gründe für deren Speicherung gibt. 
· Für kleine und mittlere Unternehmen entfällt die Meldepflicht. Ein Datenschutzbeauftragter muss nur noch 

ernannt werden, wenn die Datenverarbeitung das Kerngeschäft des Unternehmens darstellt. 
· Höhere Bußgelder sollen die Umsetzung der Verpflichtungen im Datenschutz sicherstellen. 
 
 
 
 

Alle Angaben nach bestem Wissen, aber ohne Gewähr 


